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‚Orden  CL eınen nspruc auf
dıe Verleihung VOT) Korporations-
rechnten

schrittene Lösungsweg erscheıint dUusSs ihrerProblemstellun
IC zielführend, we1l ach Auffassung des

CY bayerische Landtag hat 24 ] BVerfG* Kıirchen und Religionsgemeinschaf-
eın Gesetz} ZUT Anderung des In bayern ten, dıe den Status eıner Körperschaft des Öl

geltenden Kirchensteuergesetzes“* (Kirc. fentlichen eCcC. innehaben, NIC. insolvenz-
beschlossen, das die Verleihung, aber auch den sind und somıt bei Überschuldung NIC
KEntzug VOIN Körperschaftsrechten be]l „AIY- wWIe beispielsweise eıne Gesellschaft des Pr1-
chen, Religions- und weltanschaulichen Ge: VatrecC. 1ImM Wege e1nes Insolvenzverfahrens
meıinschaften“ SOWIEe be] Y  em und ähn- abgewickelt werden können.? DIie Insolvenz-
ichen Vereinigungen“ ZU Gegenstand hat unfähigeit olcher Körperschaften des öffent-
Wie die Begründung des Gesetzesvorhabens lıchen ecCc ründet ach Auffassung des
Zzel bildet die zurucklıegende Finanzmıise- BVerfG® In dem In 14() 1.V.m Art 15%
re des Deutschen Ordens den Hintergrun für Abs sarantıerten Selbstbestim-
diese Gesetzesänderung. Im Zusammenhang mungsrecht der Religionsgemeinschaften. DIie
mıt der Diskussion den Deutschen en mıt der rOMNUN: elınes Insolvenzverfahrens
und seınen Rechtsstatus als Körperschaft des verbundene Einschränkun der Verfügungs-
öffentlichen Rechts WarTr die bayerische Aals- und Verwaltungsbefugnis und der Übergang
regierung VOINN Bayerischen Landtag UG der Rechte auf den Insolvenzverwalter mache
Beschluss VoO  Z auTgelorde WOTI- die Verwirklichung des kırchlichen Auftrags
den, nach ögliıchkeiten suchen, „WI1e künf- nahezu unmöglich und habe amı eıne Be-
L1g eıne Aberkennun des Status Körperschaft einträchtigun der den Kirchen verfassungSs-
des öffentlichen Rechts hbe] Kirchen und Reli- rechtlich sewährleisteten Autonomıie ZUT Fol-
giıonsgemeinschaften rechtlich umgesetzt ge,‘ Um ennoch Z Durc  rung elnes m:
werden könne.‘ solvenzverfahrens kommen können, s1e
Der VoNn der Bayerischen Staatsregierun be- das VOIN Bayerischen Landtag soeben hbe-
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schlossene Gesetz ZA0I Anderung des Kırchen- und i  en und ähnlichen Vereinigungen“

auf der anderen e1ıte findet sıch In der Be-steuergesetzes In Fällen der Überschuldung
VOTL, den betroffenen Religionsgemeinschaften rundun des Gesetzentwurfes.!! Danach CY-

die Korporationsrechte abzuerkennen, sS1e die Verleihung VON Korporationsrech-
dem Schutzbereich des Art. 6S Abs ten Kirchen und Religionsgemeinschaf-

entziehen und der Insolvenz zuführen kön- ten ıIn Bayern NO Verwaltungsakt unter
nen.® unmittelbarer Anwendung der verfassungSs-
Das Anderungsgesetz trifft für die Verleihung recCc  iıchen Normen des Art 140 1Vn
und den Entzug VOINl Korporationsrechten Art SAbs WRV, wohingegen der Er-
„Kirchen, Religions- und weltanschaulichen werb und der Verlust VOIN Körperschafts-
Gemeinschaften“ SOWIEe Y'  en und äahnlı- echten hbel enbısher gesetzlich MC De-
che kirchliche Vereinigungen“ Je Sesonderte regelt sel, sondern lediglich für altkorpo-
und mıiıtunter voneinander abweichende Re- rlerte Ordensgemeinschaften Garantıen auf-
elungen el unterste der bayerische run: des Konkordates mıt dem eılıgen
Landesgesetzgeber, dass die VOIN ihm DE- uhl bestünden.!? etztere werden 1mM 11U1-

nannten Y  en und kiırchlichen Vereinigun- mehr seltenden Bayerischen Kirchensteuer-
sen  c NIC| ohne weılteres VOIN dem In den 1N- SesetzZ denn auch VOIN den oben genannten
korporierten rukeln der verwendeten Auflagen ausdrücklich usg  me
staatskirchenrechtlichen Begriff „Kırche“ DZW. Im Übrigen fielen Y'  en und annlıche Ver-
„Religionsgesellscha: erfasstwerden und VOIl einıgungen“ ME unter den RegelungSs- und

Schutzbereich des Art 140 1.V.m Art I5%er eıne abweichende Sonderregelung für
diese Personenvereinigungen möglıch ist Abs WRV, wonach Religionsgesellschaften
SO s1e 26a Abs KirchStG bel- auf Antrag Körperschaftsrechte sewähren
spielsweise die Möglichkei VOT, die Verleihung Sind, Wenn s1e UG hre Verfassung und die
der Körperschaftsrechte Y  en und äahnli- Zahl ihrer Miıtglieder die Gewähr der Dauer
che kirchliche Vereinigungen“ mıt der Aufla- bieten.!$
De verbinden, diewirtschaftliche Betätigung Es Ya: sich, ob diese Rechtsansicht zutref-
L1UTr UK eıgene, VOIN der Körperschaft De- fend ST DIe Verfasser möchten In diesem Be1l-
rennte Juristische Personen In den Kormen Lrag zeıgen, dass M  en und annlıche Vere1l-
des Wirtschaftsrechtes vorzunehmen.? Be1l nıgungen“ unter Zugrundelegung des ka-
Nichterfüllung der Auflage YO dem „Orden“ tholischen Kirchenrechts sollte In diesem
ema) Art. 26a Abs 1IrC der KEntzug Zusammenhang besser VON Instıtuten des De-
der vormals erteilten Korporationsrechte Mıt weıihten Lebens und Gesellschaften des ApOS-
der gesetzlıch vorgesehenen Möglichkeit, die tolischen Lebens Sesprochen werden ehben-
Verleihung der Körperschaftsrechte „Or- In den Regelungsbereich des Art I5
den  66 mıt eıner Auflage verbinden können, Abs einbezogen Ssind und, WenNn s1e
baut der Gesetzgeber In das Verfahren ZUrTr Ver- die übrigen Voraussetzungen des Art 130
eihung und ZU Entzug der Körperschafts- Abs WRV erfüllen, einen rundge
rechte eıne „Sollbruchstelle  C6 e1n, die ihm „für SetzZlıc verbürgten spruch auf Verleihun
den äaulsersten Fall eine Handlungsoption el- der Korporationsrechte en
öffnet‘“.10 Kür Kirchen- und Religionsgemein-
SCNaiten ist In Art In eine entspre-
chende egelun. ingegen NıIC. vorgesehen. Gang der Untersuchun
Der run für die 1M bayerischen Ande-
ruvorgenommen Dıifferenzierung uTgrun« der 1Im genannten Anderungsgesetz
zwischen „Kirchen, Religions- und weltan- vertretenen Rec)  auffassun ist begrifflich
Sschaulıchen Gemeinschaften“ auf der einen klären, Was unter einer „Religionsgesellschaf C6
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en Ordensrec des umfasst mıtverstehen ist €1 soll auch der häufig Velr-

wendete Begrıiff der ‚Religionsgemeinschaf C6 den 5YSEAG6 den rıtten Teil des Verfas-
In den IC werden. Es elıne sungsrechts der lateinischen Kirche Buch
Untersuchung, Wer Träger des Grundrechts des CIC) Es unterscheid el zwischen
aus Art. Abs und bzw. der erbürg- den „Instiıtuten des gewelhten Lebens“ e1n-
ten Rechte der Art. 140 1.V.m Art. 107 erseıts und den ‚Gesellschaften des apostoli-
Ist. Gerade we1ıl sechr STar mıt schen Lebens“ andererseits. Der Unterschei-
140 1.V.m Art. SW verknüp ist, OE- dungspunkt S In der Art der Bindung der
nUugt dieser Stelle eıne isolierte Betrachtun einzelnen Mıtglieder die Jeweiliıge Ge*
des vorliegend In Ya: stehenden Art. meinschaft:}> Während für alle Institute des

NIC. iIne kurze Darstellun: der geweihten Lebens die Profess der evangeli-
sonstigen Voraussetzungen der Verleihung der schen Räte kennzeichnend ist vgl 573
Korporationsrechte ema 137 Abs CIC), hbesitzen die Gesellschaften des aDOS-

sSschlıe diesen Teil der Untersuchun tolischen Lebens keine olchen KACNSLE-
ab Im zusammenfassenden YrgeDnNıs wird sich u  e} kennen allerdings 1M Einzelfall ande-
erweısen, ob die Y|  en und ähnlichen VereIl- Formen der Verpflichtung auf die evange-
nıgungen“ dem staatskiırchenrechtlichen Be- ischen Räte vgl 73811 ÖS und eI®)
10l der „Religionsgesellscha:  ‚66 DZW. „Relı Innerhalb der Instıtute des geweıhten Lebens
Sionsgemeinscha ß unterftTallen und ob SOomıt, werden dıe Ordensinstitute CC 607-709 CIC)
unabhängiıg VOIN konkordatären Regelungen, VON den Säkularinstituten CC 70730 CIC)
allein auIigrun des 140 1.V.m S4 unterschieden. Während die Mitglieder der
Abs eın Rechtsanspruc auf Ver- Ordensinstitute eın brüderliches en In
eihung der Körperschaftsrechte 1ImM esamten Gemeinscha: führen vgl 607 CIC),
Geltungsbereic des Grundgesetzes esteht. führen die Mitglieder der Säkularinstitute eın
Vor diesen staatskirchenrechtlichen Erörte- enunter den sewöhnlichen Bedingungen
rungen soll jedoch aus kirchenrechtlicher der elt vgl ZelZ CIC), und ZWAaT als ım-
IC dargelegt werden, Was unter dem Be- zelne oder auch In leinen Gemeinschaften
Ta „Orden“ verstehen ist und In welcher en diesen srundlegenden recCc  lichen
Art und Weılse diese „Orden“ ZUT katholischen Unterscheidungen sind auch eıne VON
Kirche ehören Das el es sol] diesbe- begrifflichen Unterscheidungen eachten,
züglıch die Auffassung werden, die sıch aus seschichtlichen Gründen oder
die VoOoNn der „kiırchenrechtlich kompetenten auch aus den Gründungsurkunden der e1Nn-
telle“ vertreten wird und die dem Selbst- zeinen Gemeinschaften selbst rgeben So
verständnis der Kirche entspricht.!“ estehen beispielsweise „Orden“, „Gemeıin-

schaften“,  “ „Institute  “ „Schwesternschaf-
ten  “  9 „Kongregationen“ usw.16 Alle dieseDIEe rden  c uUnNd die Art unterschiedlichen Formen des Ordenslebensrer Zugehorigkeit ZUr ehören gem 208 CO den Vereıini-

katholischen Kırche gungsstrukturen In der Kirche und ruhen
mıt auf dem In 215 CIC normıierten Yrund-

Mıt der 1M bayerischen AnderungsgesetzVO recCc der Gläubigen auf, Vereinigungen In
SOWIE In der staatskirchenrecht- der Kirche bilden können, deren weck-

lıchen Lıteratur verwendeten Begrifflic  eıt etzung darın esteht, eıle des CNAUMPS>
„Orden“ versucht dıie weltliche Rechtsspra- auItrags der Kirche Ssemeinschaftlich Ver-
che, eine ihrer eigenen Definitionsmacht wirklichen
entzogene omplexe Wirklichkeit der 1IrCN- Diese positiv-rechtliche Verankerun der In
lichen Rechtsordnun erfassen. Das gel- vielfältiger Gestalt bestehenden „Orden“ In
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der Verfasstheit der katholischen Kirche ist Serichtes tatsächlic „Teıl der Kirche“,
theologisc srun  ele Zuerst 11USS$S In die- eın bedeutsamer und otwendiger Teil der
SC  - Zusammenhang auf die Dogmatische Kıiırche
Konstitution des I1 Vatikanischen Konzıls Diese tärker sendungstheologisch orlen-
über die Kırche „Lumen gentium“ (LG) hın- tierte Aussage wırd uUurc die vielfältigen
Sewlesen werden. In dieser dogmatischen reCc  ıchen Beziehungen zwischen der Je-
Konstitution legt die katholische Kirche ihr weiıls zustandıgen kirchlichen Autorität und
e1genes theologisches Selbstverständnis dar, den Ordensgemeinschaften unterstrichen,
das mıt den beiden zentralen Begriffen „Com- die 1mM GE normıiert S1INd: So wird beispiels-
mun10“ und „Sendungsgemeinschaft““‘ In welse das für dıe Ordensleute ypische en
seınen wesentlichen nnNalten efasst werden ach den evangelischen aten „IN VOIN der
kann. DIiese dogmatische Konstitution wI1d- ständigen Autoriı1tät der Kirche kanonisch C1-

met den Ordensleuten eın eıgenes Kapitel*® richteten Instituten des seweihten Lebens“
und führt In 44, ZU an der Or- (C 573 CIO) geordnet.“ Urc dıe kır-
densleute aus „Wenn auch der an der chenamtliche Errichtung erectio seıtens
UG das Gelübde der evangelischen Räte des Papstes bzw des zustandıgen Di6özesan-
eingesetzt WIrd, sich N1IC auf die hiıerarchi- 1SCHNOTIS wırd jedes Ordensinstitut ohne WEeIl-
sche Yuktiur der Kıirche ezieht, sehört er eres ZUT öffentlichen juristischen Person In
ennoch unerschütterlic ihrem en der Kirche und esitzt somıt eigene Rechts-
und ihrer Heıligkeit.“ ass das Yrdensle- fähigkeit und Vermögensfähigkeit.““ Weil die
ben notwendı ZU en der Kıirche dazu Ordensinstitute OTIfentlıche Juristische Per-
sehört, hat das I{ Vatikanische Konzıil unter In der Kirche SINnd, handeln sS1e 1ImM Na-
anderem auch adurch ZU USArucCc DEe- Inen der Kirche,“! und ihr Vermögen ist Kır-
bracht, dass CS Z Erneuerung des Ordens- chenvermögen 1mM Sınne des 1257 CI
lebens eın eigenes Dekret „Perfectae (Canıta- das der Verwirklichung der eigenen Zwecke
HS  I verabschiedet hat [)DIie Grundaussage des der Kirche dient.“% Das srundlegende Rechts-
KonzıilsZOrdensstand In A4, wird 1mM hbuch der einzelnen Ordensinstitute INUSS VON

seltenden(der lateinischen Kirche In der zustandıgen kirchlichen Autorität DE-
207 GE aufgegriffen, WEeNnNn CS dortel nehmigt werden vgl 587 CI®). dıe In-
„Auch WEelnNl deren an MC ZUT hlerar- tıtute päpstlichen Rechts sind unmıttelbar
chischen YTuktiur der Kırche sehört, ezieht und ausschliefslic dem Apostolischen uhl
eTr sich ennoch auf ihr en und hre He1- und die Instıtute diözesanen Rechts dem yes
igkeıit.“ In 573 GIC wird ausgeführt, weıilıgen Diözesanbischof unterstellt.“

Aus diesen theologischen und recC  ıchendass der Ordensstan: „ZUT Auferbauun der
Kirche und Za Heil der elt“ 1en Der Hınwelilsen ergibt sich zweıfellos, dass die Or-
574 GE stellt fest, dass der Ordensstan: densgemeinschaften ach dem Selbstver-
ZU en und ZUT Heıiligkeit der Kirche De- ständnıs der Kirche 1Im vollen Sinne „Teıl der
hört, und er Yganzt In den sendungstheo- Kirche“ sind: S1e Sind, wenngleich s1e nicht
logischen Aspekt dieser Feststellung, WEln 65 den Verfassungsstrukturen der Kirche De-
dort el dass der Ordensstand eıl hat hören, bedeutsame und otwendige eıle der

der besonderen Gabe der Kırche, das heißt Kırche:; sı1e sind mıt der Kırche, wWIe dıe gel-
ihrer VOIN Y1ISTUS herkommenden endung, en Rechtsordnun zel In vielfältiger
und dass Cl IL:Z Verwirklichung die- Weilse nstitutionell verbunden, und s1e SM
Ser Heilssendung Der Ordensstand sehört alle 8901A0 In ihrer jeweiligen Zielsetzun mıt der

nach diesen theologischen und recCc  ıchen Zielsetzun der Kirche überein, Ja, s1e han-
Selbstaussagen ZUT Kirche; er ist 1ImM Sinne deln 1ImM Namen der Kirche
der Rechtsprechun des BundesverfassungSs-
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„Religionsgesellschaft“ UnNnd otwendigen Eigenschaften eıne Reli-

SionNsgemeinNschafi anzulegen SInd, zumal die„Religionsgemeinschaft" Gefahr besteht, einerseılts den Besonderhei-
ten religiöser bewegungen und nıcht-

Im Staatskirchenrecht werden die Begriffe christlicher Weltreligionen MIC erecht
‚Religionsgesellschaft“ und ‚Religionsge- werden, andererseits der Beliebigkeit prels-
meıinschaf ß weıtgehend SYNONYIN sebraucht gegeben werden.? Als hılfreich könnten
ass In Art 137 WRV VOIN „Religionsgesell- sich die VOIN Poscher vorgeschlagenen Y1ıCLe-
schaften  C6 die Rede ıst, während beispielsweise rıen der Totalıtät, Homogenıität, Zentralitä:
Art Abs SOWIEe einıge Länderver- und Konsistenz erweılsen, zwischen Reli-
fassungen VON ‚Religionsgemeinschaften  C Sionsgemeinschaften auf der eınen und DIO-
sprechen, ist entstehungsgeschichtlıch be- isen weltlichen Interessenvertretungen auf
In In der Zeıt ach 1945 hat der moder- der anderen eıte unterscheiden.
LieTEe Begriff der ‚Religionsgemeinschaft“ die DIe katholische Kirche ist 1mM Geltungsbe-
althergebrachte ‚Religionsgesellschaft weılt- reich des Grundgesetzes eıne traditionelle
sehend abgelöst, ohne dass hierdurch eın Be- und anerkannte Religionsgemeinschaft,
deutungswandel eingetreten ist.%4 „Relı der die katholischen Instıtute des gewelhten
Sionsgemeinschaft“ dürfte der treifendere Be- Lebens und dıe Gesellschaften des postoli-
Ya se1n, da darın die Offenheit der Rechts- schen Lebens als integrale, aber rechtlich
form olcher Gemeinschaften besser Z selbständige eıle sehören, dass sich 1er
USAaruc eDraCc wird.%> em entspricht NIC die Ya der Abgrenzung blofsen
der Begriff der ‚Religionsgemeinscha: eher weltlichen Interessensvertretungen stellt
dem theologisc begründeten Selbstver- Es ra sich aber, ob die Institute des DE-

weıihten Lebens und die Gesellschaften desständnıs der Katholischen Kirche als „Com-
MUnN10 christifidelium‘““.26 er soll 1Im Fol- Apostolischen Lebens als Te1l der Atnols
genden bevorzugt der Begriff der „Religions- schen Kirche auch selbst ‚Religionsgesell-
gemeinschaft“ Verwendung finden Sinne des esamten Art S
Religionsgemeinschaften sind Personenver- mıt allen sıch hleraus ergebenden Rechten
bände, deren WEeC eS5 ist, gemeınsam reli- sind. ESs seht also die rage, ob die Rechts-
S1öse Überzeugungen betätigen; hlierbel auffassung des bayerıschen Gesetzgebers
omm weder auf die sozlale Relevanz und reifen. ist, der dıe en N1IC als Reli-
kirchliche Organisationsform noch auf die Sionsgesellschaft qualifiziert, ihnen eshalb
zahlenmälsige Stärke der Grupplerun an.“' den Schutzbereich des Art 140 1.V.m Art
Religiöse Minderheiten und Sekten werden 16SYA WRV abspricht und dementspre  end für
VO Schutzbereich der Religionsfreiheit ım  en und ahnlıche Vereinigungen“ 1ImM
ebenso rfasst WIe die traditionellen Kirchen Unterschie „Kırchen, Religions- und
In den etzten Jahren erufen sich vermehrt weltanschaulichen Gemeinschaften“ eıne
Gruppen auf das Grundrecht der Religions- eigenständige, Art. 137 Abs wıder-
freiheit ema Art Abs I6 und das r — sprechende egelun trıfft
1g1öse Selbstbestimmungsrecht 1ImM Sinne des Da dıe In das Grun  eSseLZ inkorporierten Ay=
Art IS Abs WRV, deren Programm und der eng mıt Art verwoben
Erscheinungsform erheblich VOIN überkom- Ssind, reift, möchte [11lall dieser a Mach:

UuUrc die CNrıstiliche Überlieferung CMEeN; eine isolierte Betrachtun VONN Art. 5
Sepragten Bild eıner Religionsgemeinschaft Abs WRV kurz. 1elmenNhr ist, ausgehend
abweichen.?8 Angesichts der zunehmenden VOINl Art GG, klären, welcher Stelle
religiösen Pluralisierung ist immer zweifel- und In welchem Umfang der Schutz elig16-
hafter Seworden, welche weıteren begriffs- SCcrT Zusammenschlüsse In der Verfassung Ver-
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orte ist, dann prüfen, ob allein die 140 In Verbindung mıt Art. 137 Abs
„Dachorganıisationen“ oder auch deren selb- den Religionsgesellschaften die MöÖS-
ständigen eıle und Untergliederungen Ver- IC  el eröffnet und Sewährleistet, die
fassungsrechtlichen Schutz geniefsen. Rechtsfähigkeit ach den allgemeınen Vor-

schriften des bürgerlichen Rechts erIWEeI -
ben  66Religiose Vereinigungstrei- Demnach ewährt die In Art Abs und

neıt /Kollektive aubens- sarantıerte relig1öse Vereinigungsfrei-
reinel heit>% das ecC sıch einer Religionsge-

meinschaft zusammenzuschließen.° DIie
DIie Garantıe der Glaubensfreiheit emaArt ziale Relevanz und zahlenmäisige Stärke e1-

Abs 1, umfasst NnIC 11UT die Reli- LIeT olchen Grupplerung ist el n1IC. VON

S10NS- und Weltanschauungsfreiheit des EIn- Bedeutung Bemerkenswert ist, dass die Ver-
zelnen, sondern auch deren usubun 1mM assung n1IC. etwa 1L1UT die Vereinigun
Kollektiv. Den konkreten Gehalt dieser De- einer rein geistliıchen Kultgemeinschaft Da-
nannten religıösen Vereinigungsfreiheılt hat rantıert, sondern vielmehr einen Zl

sammenschluss auf dem en der STadas BVerfG®} In der Baha  1-Entscheidun ent-
faltet lıchen Rechtsordnun Ieumfasst von der
„Dıie Religionsfreiheit 1ImM Sinne des Art Vereinigungsfreiheit ist jedoch eın AÄnspruch

Abs und umfasst auch die relig1öse auf eıne bestimmte Rechtsform, In der die
Vereinigungsfreiheit, WIe s1e sich aus dieser Religionsgemeinschafi ach aulsen auftritt,
Bestimmung In Verbindung mıt den e1n- sondern lediglich dıe Möglic  eıit, In irgend-
schlägigen UK Artı 140 einbezogenen eiıner recC  ıchen orm allgemeınen
Weımarer Kirchenartikeln ergibt | Der Rechtsverkehr teilzunehmen. 1es kann, WIe
Gewährleistungsinhalt der religıösen Vereıin- Artı 14() 1.V.m Art 137 Abs und WRV

eutlic. machen, In den Formen des Dr1va-igungsfreiheit umfasst die reiheit, AaUuUs$s De-
meınsamem Glauben sich eıner Reli- ten Rechts ebenso erIolgen WIe In denen des
gionsgesellschaft zusammenzuschlieilsen öffentlichen Rechts Der aa ist lediglich

verpilıchtet, eine Rechtsform überhaupt ZUTund organısleren. on der Begriff der
Religionsgesellschaft welst darauf hın, dass Verfügung tellen, den Kirchen und
e1n Zusammenschlufs auf dem en der Religionsgemeinschaften einen konkreten
sTtaatlıchen Rechtsordnun emeınt ist und Rechtsstan: auch 1mM weltlichen ecCc e_

MG S L1UTr eıne rein geistliche Kultge- möglichen.“
meıinschaft DIie OglıchKeı der Bildung e1-
LIeET Religionsgesellschaft soll den Weg erOolIi- Trager der kolle  ıven Glau-
MNEN, sich als Vereinigun VON Menschen Z

Verwirklichung des gemeınsamen relig1ösen HenstTreıihnelt In Art Abs
Zwecks organısieren, eiıne rechtliche Ge= I Art 140
STa en und allgemeınen Rechts- 1.V.m Art 137 Abs S 138
erkehr teilzunehmen. amı ist kein An- Abs WRV
spruch auf eine bestimmte Rechtsform ge-
meınt,zdie des rechtsfähigen Vereıns oder In Abgrenzung der aus der individuellen
eıner sonstigen Oorm der Juristischen Person; Religionsfreiheit abgeleıiteten VereinigungSs-
gewährleistet ist die Möglıc  en eıner irgend- freiheit seht S nunmehr die rage, ob
wI1Ie Searteten reC  ıchen Exıstenz e1INn- und welche Personengemeinschaften Träger
ScHhleIsl1c. der Teilnahme emeınen der genannten verfassungsrechtlichen (3a
Rechtsverkehr. Dem entspricht CS, dass Art rantıen sein können.
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Gewahrleistun der Rechte dQuSs stitutionell mıt Kirchen verbundenen VereIl-

ArTtı Abs alr Art 140 / nigungen“ sewähren ist
Ala 137 ADS Sr 138 Abs WRV Der Zusammenhang VON Art. und Art

137 Abs WRV ist die Weıichenstellun für
und die KG Art. 140 rezıpler- dieses Verständnis Wenn das BVerfG Art.

ten Vorschriften der bilden eın Organı- extensIV interpretiert und In diesem Za
sches Ganzes und sSind weıtgehend aufeıin- sammenhang 745 ausdrücklich klarstellt,
ander abgestimmt interpretieren.* Kon- dass die Liebestätigkeıit eine Lebens- und We-
YOVers diskutiert wırd allerdings die rage, ob sensäufserung der Kirche ist, dann kann für
die verschliedenen Absätze des 137 Art 13% Abs WRV nıchts anderes gelten,
ereıts In der Glaubensfreiheit des Abs möchte Nan MG die SaCHl10£1SC. plausıble

und enthalten SInd, oder ob sS1e eıne Verklammerun VOIN srundrechtlicher und
selbständiıge Gewährleistung enthalten.>“ nstitutioneller Perspe  1ve preisgeben.““
Unabhängıg hiervon esteht jedoch weıtge- Ergänzend verwelst das BVerfG In der Goch:
hend Einhelligkeit darüber, Wer die Ollekt1- Entscheıidun auch auf Art 140 I

Glaubensfreiheit des Anı Abs und Art 138 Abs WRV, der ebenfalls stalten,
DZW. das In Art 140 1 In Art 11857 Abs Stiftungen und sonstiges Vermögen“ als den
WRV srundgelegte Selbstbestimmungsrecht Religionsgesellschaften zugehörigZa und
eltend machen kann. Das BVerfG hat Jer* plädier somıt für eın einheitliches und NnIC

In der sog Goch-Entscheidung un für eın divergierendes Verständnis des Be-
In diesem Verfahren Sıng Sriffs der „Religionsgesellschaft

die rage, ob die Rechte des Art 140 1V
Art 15% Abs L11UTr die verfasste Kırche, Trager der Rechte AQUus A
oder die „organıslierte Kıirche und hre recht- ADbSs I Art 140 NM
lıch selbständigen Teıile“ oder „alle der Kirche Art S Abs S 138 ADS WRV
In bestimmter Weilise zugeordneten Einrich-
Lungen ohne Rücksicht auf hre Rechtsfor  C In der Rechtslehre wird In ehnun das
eltend machen können. Das BVerfG hat den O Goch-Urteil mıtunter ausdrücklich dar-
Schutzbereich des Art IS Abs IMIe! auf hingewlesen, dass die einzelne kirchliche
MN auf die verfasste Kirche und hre recht- Einriıchtun MC In UuSubun ihres e1ge-
lıch selbständigen eile, sondern „auf alle der L1eN Selbstbestimmungsrechts handele DIie
Kırche In bestimmter Weise zugeordneten Regelungs- und Verwaltungsbefugnis ema:
KEinrichtungen ohne Rücksicht auf hre Art 1400 15 Art 1637 Abs WRV ste-
Rechtsfor  C6 erstreckt, „WECNN s1e ach 1rCN- he vielmehr der übergeordneten Kirche oder
lıchem Selbstverständnis ihrem WEeC oder Religionsgemeinschafl lı  9 die allein Yage-
ihrer Aufgabe entsprechend erufen Sind, eın rın des verfassungsrechtlichen eIDsStbe-
ÜCAuftrag der Kirche In dieser Welt wahr- stimmungsrechtes sel, und die CS In der Hand
zunehmen und erfüllen.‘“ habe, kirchliche Einriıchtungen hıeran teil-
Das BVerfG MacC In diesem Zusammenhang en lassen.“*}
deutlich, dass der Begriff der ‚Religionsge- ıne andere Ansicht bezeichnet ingegen die
sellschaf 4 In Art. 18 Abs WRV Nn1IC. kirchlichen Einriıchtungen selbst als Träger
ders als In Art. Abs IC verstanden WeTlr- des Selbstbestimmungsrechtes 1mM Sinne des
den könne, für den 65 ereıits vormals ent- Art 18 Abs
schieden a  e dass die kollektive auDens- Der Unterschie zwischen beiden sSıchten
freiheit NnIC. 1L1UT der Kirche als ,  aChorga- ist u.E lediglich terminologischer atur.
Nisation“, sondern auch ihren Untergliede- Auch Wenn die einzelne kirchliche Einrich-
rungen, allen „organisatorisch oder In- tung L1UTr ach Jetztgenannter Ansıcht als
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Rechtsträger bezeichnet wIrd, stimmen doch In ehnun das O Goch-Urteil des
el Auffassungen darın übereın, dass diese BVerfG%® 1e. eSs nahe, Rec  rager und „Re-
NIC Jlosgelöst VON der Religionsgemeinschaft 1gionsgesellschaf In Art. 137 Abs 3, 138 Abs
das Selbstbestimmungsrecht innehat, SO11- und Art. ISM Abs einheitlich hbe-
dern dass CS vielmehr der institutionellen Ver- stimmen. 1es eblete auch die Einheit der
indung und Zuordnung ZUT übergeordneten Rechtsordnun: /war ist der Rechtsmethode
Kirche bedarf.“ [J)as BVerfG MaC. dies deut- auch die funktionsdifferente Auslegung hbe-
lıch, WEl es In der Goch-Entscheidung dar- annt, dıe unterschiedliche Bedeutung
auf aDste dass die Einrichtung „nach 1rCN- desselben Begriffes Je ach seiner normatıven
lıchem Selbstverständnis“* ihrem WEeC oder un 1ImM Gesetz.46 1es stellt jedoch eine
ihrer Aufgabe entsprechend erufen sein begründungsbedürftige Ausnahme dar und
INUSS, eın CAuftrag der Kirche In dieser bedarf triftiger Gründe, die vorliegend NIC.
Welt wahrzunehmen und erTullen.  C6 erkennbar sind.*‘ Andernfalls ist VOINL eiıner eINn-

heitlichen Bedeutung des Begriffes auSZUße-DIie erforderliche Anbindung die Kirche
bringtein Teıil der Rechtslehre somıt adurch hen Demnach erstreckt sich die „Religions-
ZU USdruC dass s1e die Einriıchtun L1UTr gesellscha C6 1Im Sinne des Art. 137 Abs

ber die verfasste Kirche und hre rechtlichmiıttelbar oder abgeleitet als Rechtsträger
qualifiziert, während dıe andere Ansıcht selbständıgen eıle hınaus auch „auf alle der
el bewenden ässt, auf die VerbindungZ Kirche In bestimmter Weılse zugeordneten
„Groiskirche“ hinzuwelsen. In der aCcC. be- Einrichtungen ohne Rücksicht auf hre
sSTe kein Unterschie: Rechtsform, WEeN S1e ach kirchlichem
Im Folgenden schliefisen WIT Uunls der etztge- Selbstverständnis ihrem WEeC oder ihrer Auf-
nannten Terminologie und bezeichnen die gabe entsprechend erufen SINd, eın C
einzelnen Untergliederungen der Kirche selbst Auftrag der Kirche In dieser Welt wahrzu-
als Träger des Selbstbestimmungsrechtes bzw. nehmen und erfüllen.‘“48 Träger der Rech-
der kollektiven Glaubensfreiheit Als g  nter- te des Art. 18 Abs sind amı neben
sliederungen der Kirche“ werden aDel NIC. der OCNsSten kirchlichen Organıisationsform
L1UTr die Untergliederungen der Kirchenverfas- auch hre jeweıligen Untergliederungen.“
sung bezeichnet, sondern alle rechtlich selb- Dieser Bedeutungsinhalt ass sich auch Art
ständigen Teilgemeinschaften der Kıirche, die 137 Abs selbst entnehmen. ema
sowohl nstitutionell als auch 1M Hinblick auf Art 1037 Abs WRV leiben Religions-
die VOIN ihnen angestrebten Zielsetzungen In gesellschaften Körperschaften des öffent-
einer objektiven Verbindung ZUT Kirche stTe- liıchen Rechts, soweılt s1e solche bisher,
hen und VON er ,  eıle der Kirche“ S1nd. ZU Zeitpunkt des Inkrafttretens der We1-

Reichsverfassung, Zu olchen
altkorporierten Religionsgesellschaften zaäh-Trager der Hechnte des Art len insbesondere dıe Srolsen Kirchen DIe140 ı. V.m Art 137 evangelischen Kirchen und die katholischen

Abs WRV Diözesen en den Körperschaftsstatus In
den Bundesländern inne, In denen sS1e mıt iN-

Es Ya: sıch NUN, Was unter dem Begriff der ren Gemeinden vertreten S1Nd. Träger der
‚Relıgionsgesellschaft In Art. 157 Abs Körperschaftsrechte sınd emgema bel
WRV verstehen ist und Wer Träger dieser Letzteren NIC Jleine die eweıils höchste
Rechte ist DZW. ob die Auslegung der vorbe- Organısationsform 1Im Geltungsbereich des
nannten Art Abs 1, GG, 140 1.V.m Grundgesetzes?, sondern auch deren nter-
137 Abs 3 138 Abs WRV auch aufArt 13 sliederungen wWI1e Pfarreıen, Kirchengemein-
Abs WRV übertragen se den und Verbände.>! Dieser rechtliche Status
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kann den altkorporierten oder seborenen Dafür stehen den Religionsgesellschaften bzw.
Körperschaften L1UTr WINO verfassungsän- ihren Untergliederungen emäa: Art ISAbs
erndes Gesetz werden.°® privatrechtliche Organısations- und
Wenn aber Rechtsträger 1ImM Sinne des Art Handlungsformen Z Verfügung; gleicher-
15% Abs Sa WRV auch Untergliederungen malsen Seschützt VOIN SelbstbestimmungSs-
der Kirche seın können, kann für Z der recC ema Art. ISM Abs werden aber
auf Art IS Abs ezu nımmt auch Tätı  eıten In öffentlicher Form,>°® VOT-
und die „gleichen Rechte ewährt“, nıchts ausgesetzt, der E1ulnsatz der öffentlich-recht-
anderes gelten Zu beachten ist allerdings, ichen orm ist zulässig.°‘ Das VON Art ISn
dass mıt den „gleichen Rechten“ NIC die he- Abs garantıerte SelbstbestimmungSs-
sonderen Rechte der Altkorporierten DE- recC knüpft somıt Art. 19 Abs d  9
meınt SINnd, die auf einem unwılederholbaren Wenn auch die Tätı  eıten öffentlich-recht-
hıstorischen Vorgang eruhen. 1elmenr lıcher Religionsgemeinschaften unter seinen
seht ecSs och heute NnNaC.  Olbare Chans Schutz stellt iıne solche rechtliche Ver-
GCHM welche die Rechtsordnung eröffnet.° schränkung VON Art 137 Abs mıt Abs
Für eın olches Verständnis pricht 1ImM Ubri- aber wliederum denknotwendig VOTAUS,
Den, dass den Vätern des Grundgesetzes die- dass l1er dem Begrıff der „Religionsgesell-
Sser Bedeutungsinhalt ekannt und somıt VON SCeın einheitlicher Bedeutungsinhalt
ihrem illenenWAd[l; schlıe  IC über- Srunde gelegt wIrd.
nahmen s1e eıne ereıits bestehende egelun
1ImM Wege einer statischen Verweıisung, Art
14() GG, In die Verfassung Eın einheitliches onstige Voraussetzungen
Verständnis des Begrıffes der ‚Religionsge- fur die Verleihung VOT)] KOTF-
sellschaft“ eblete letztlich auch dıie Ver- Dorationsrechten ema
schränkung VOIN Art. 1Abs WRV mıt Art Art 140 1.V.m Art
1187 Abs WRV. 137 WRV
Das In Art SAbs WRV normıierte Selbst-
bestimmungsrecht beinhaltet eiıne eigene Nach lledem sind en Träger der Rechte
Urganisation, Normsetzung und Verwaltung aus Art 140 IM Arı 137 Abs Abs
Was 1ImM Eınzelnen VO SelbstbestimmungSs- WRV. nen siınd auf Antrag>® Korpora-
recC umfasst ist, legt €1 NIC der aa tionsrechte verleihen, „WEeENN s1e ÜUrC ih-
est Der weltanschaulich neutrale aa darf Verfassung und die Zahl ihrer Mıtglieder
den Inhalt der reıheit, die das eIDSTDe- die Gewähr der Dauer blieten“.””
stiımmungsrecht chützt, gar N1IC bestim- Mıt der „Gewähr der Dauer“ möchte der Ge:
Inen 1es ist allein aCcC der Kirchen DZW. setzgeber sıcherstellen, dass der betreffende
Religionsgesellschaften ema ihrem Je e1- Antragsteller dem Gründungsstadium ent-
en Selbstverständnis.* wachsen ist und sıch Im Kreıls der vorhan-
Zu den eigenen Angelegenheıiten echnet alle denen Religionsgemeinschaften e1genstän-
les, Was UK den kirchlichen Auftrag dig eingerichtet natı Es soll die Übertragung
schrieben und für den Vollzug dieses Dienstes VON Hoheitsrechten Ephemeriden Vel-
nach dem Selbstverständnis der jeweiligen Re- hiındert werden, also insbesondere SPONMN-
l1gionsgemeinschaft unentbehrlı: ist en tane religiöse Krweckungsbewegungen, die
Lehre und Kultus, Erziehung und Ausbildung häufig VOIN eıner charismatischen Gründer-
der Geistlichen, Rechten und ıchten der estalt en und den Generationswechse]l
Mitglieder, kirchlichem Dienst- und Arbeits- MC mehr vollziehen.®9
rec sınd hier auch die Vermögensverwal- Der zeitliche Faktor der Gewähr der Dauer
Lung und die karitative Tätigkeit nennen.° hatel eıne Klammerfunktion; en das
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In finanzieller 1INSIC Setiz eın dauerhaftesVorhandensein der ersten beiden edıngun-

gen Vorliegen einer Verfassung und einer estehen die Exıstenz schuldenfreien Vermö-
gens und ausreichender Einkünfte VOTAdUs, dieentsprechenden Mitgliederzahl VOTauUusSs
den Unterhalt und die Wahrnehmung der DEe-

Vorliegen eıner „Verfassung” meinschaftseigenen urgaben Sewährle1s-
ten.®* In diesem Zusammenhang iıst N1IC ent-

Mıt „Verfassung“ ISt 1mM Rahmen des Art 137 scheidend, woher die Mittel stammen, eS

Abs WRV MC die Existenz e1ınes Hlo- omMm Jleine auf deren Verfügbarkeit In der
{sen Organısationsstatuts gemeınt, sondern ukunft an.®©> DIiese Voraussetzung hat (Ge:
dieser Begriff bezeichnet den rechtlich neM- wicht9eitdem das BVerfG®e6 die m
baren qualitativen Gesamtzustand einer Re- solvenzunfähigkeit VOIl Kirchen und Reli-
ligionsgemeinschaft.®! Dieser emısst sich sionsgemeinschaften, die den Status eıner
ach einer hinreichenden Organıisatıion, E1- Körperschaft des öffentlichen Rechts inneha-
LIEeET ausreichenden Finanzausstattung, eıner ben, festgestellt hat Das Gericht verlan: In
entsprechenden Bestehensdauer SOWIE ach diesem Urteil denn auch ausdrücklich, dass he]
der Intensıität des religıösen Lebens jeder Entscheidung, dıie „dıe Anerkennung e1-

1ier Religionsgesellschaft als Körperschaft desKın dauerhafter Bestand eıner Religionsge-
meinschaft Ist L1UT erwarten, WeEeNl s1e ber öffentlichen Rechts ZU Inhalt ha einge-
eıne hinreichende rechtliche Organisations- hend prüfen ist, ob diese „nach ihrer Be-
struktur®*? erfügt, die s ihr unter anderem deutung IM öffentlichen eben, VOIl ihrem Mıt-
ermöglıcht, allgemeinen Rechtsverkehr sliederbestand und ihren Vermögensverhält-
teilzunehmen. Ungeeignet Z Besıitz der nıssen her In der Lage“ ISt, „Ihren finanziellen
Körperschaftsrechte ist eıne Gemeinschaft, Verpflichtungen auf Dauer nachzukommen.“®”
die ede Oorm eiıner äaulßeren recCc  ıchen Ord- Be1l den verschiedenen Formen des Ordens-
nung und YUukLiLur ablehnt.® lebens spielt diesbezüglich der Mitgliederbe-
Das Erfordernis einer hinreichenden Orga- STan eıne ausschlaggebende olle, weil die
nısatıon stellt bel katholischen rdensge- laufenden Einkünfte der Gemeinschaften

MC unwesentlich NC dıe berufliche Kr-meinschaften keine Verleihungshürde dar, da
das kirchliche ec das estehen eıner ent- werDsarbeı der Ordensmitglieder oder WK
sprechenden Organisationsstruktur VOTaUS- entsprechende Pensionsleistungen Yzielt
setzt, dıe das Verfahren der Willensbildung, werden.®® Be1l den sogenannten ‚Bettelorden  66
die vertretungsberechtigten Organe und In- omMm als besondere orm des Vermögens-
tanzen enennt und erkennen ass vgl erwerbs hinzu, dass s1e eın privilegiertes
587 1.V.m 732 CIC) DIie generelle Ver- ecCc Z ammlun VOINl penden besitzen
fasstheit der „Orden“ als Ooffentlıche urIıstı- (C 1255 CIC) Das Vermögen der „Orden“
sche Personen kiırchlichen Rechts vgl ist Kirchenvermögen®? und unterliegt amı
634, 639, (18 und Z CIC) hebt gem 120 hinsichtlich seıner Verwaltung, insbesonde-

GIC insbesondere auf den Aspekt der |)au- aber seıner Veräufserung den einschläg1-
gen kirchlichen Schutzvorschriften VOT Alerhaftigkeit ab, wobel dıe Verleihung der

kiırchlichen Rechtspersönlichkeıit gem 114 lem der 1281 und 021 AC die
CIC zwingend dıie Prüfung ÜUnO die O entsprechende ordensrechtliche Vor-

schriften rganzt werden. ®© AÄus der regel-standıge kirchliche Autorıität voraussetzt,
dass nach Erwägung er mstande die fl mäfsigen kirchenrechtlichen Aufsichts-
nanziellen, organıisatorischen und personel- pflicht SOWIEe aus der Genehmigungspflicht

z für Akte der außerordentlichen VermöÖ-len Miıttel vorhanden Sind, die voraussicht-
ich Z Erreichung der angestrebten lele sensverwaltung kann sich bel Vernachlässi-
erforderlich sind. gung der Sorgfaltspflicht möglicherweise e1-

190



D
Haftungsverpflichtung der Jeweiliıgen Zan!l der Mitglieder

kırchlichen Autorıtät rgeben
DIie „Gewähr der Dauer“ bletet eıne Religions- en der Verfassung [11USS auch die Zahl der
semeılnschaft erst ach einem SewIlssen Zeıt- Mitglieder‘® der Religionsgemeinschaft die
1aUTll ihres Bestands [)Iie Fixierung eiıner all- Gewähr der Dauer bieten iıne für alle
gemeın ultıg2en Zeıtspanne verbletet sıch In- eltende Mıindestza ass sıch hıer ebenso
soweılt allerdings, vielmehr ichtet sıch diese wenıg fixieren WIe eıne allgemeın ültige Miın-
nach den konkreten Umständen des Einzel- destbestandszeit. ” Nach den Empfehlungen
falls.‘“* Ieabschließend eklärt ist hingegen der Kultusministerkonferenz ber die Verlei-
die Yrage, ob hbevor erstmals das Vorliegen hung der öffentlichen Körperschaftsrechte
dieses Krıteriums eurtel werden kann der Religionsgesellschafen und Weltanschau-
au einer bestimmten Mindestbestandszeit ungsvereinıgungen VOTIN 273 11954 AMUSS die

ordern ist. In dieser rage en die Me1l- Miıtgliederzahl In dem einzelnen Land SrOofSs
nungen weıt auseinander. Während miıtunter se1ın, dass die Urganısation eine Sewlsse Be-
indestzeiten VOINN 3() und S () Jahren enannt eutung 1ImM öffentlichen en rlangt hat‘“.$0
werden, “* welsen andere *® darauf hın, dass e1- DIie bisherige Verleihungspraxis der Länder

„Religionsgemeinschaft ereıts wenıge Jah- Ist unemheitlich Alıs 11©  erwırd verlan
e nach ihrer Konstitulerung dauernden Be- dass jeder tausendste inwohner des betref-
STan: versprechen“ könne. Sachgerec dürf- fenden Landes Ie der antragstellenden
te eın vermıittelnderSatz se1n, der auf die F1- Religionsgesellschaft ist.©ö} Ausnahmen ler-
xierung eıner Mındestzeıt verzichtet, jedoch In VOIN sollen bel entsprechender Begründung
der © den Bestand der Gemeinschaft über mögliıch se1n, Wenn beispielsweise Mıt-
die Gründergeneration hinaus verlangt. “* lieder aufserhalb des Jeweıligen Bundeslan-
enn bel elıner Religionsgemeinschaft, die die des Zn Gewähr der Dauer beitragen
Gründergeneration überdauert und Von der Auf Ordensgemeinschaften und andere selb-
nachfolgenden Generation solide weıterge- standıge Untergliederungen VonNn Religions-
führt wird, ist der Fortbestan: derart wahr- gemeinschaften können Mitgliederzahlen In
scheinlich, dass sich die gegenteilıge Eın- dem oben Senannten Umfang MIC unbese-
schätzung 11UTr be]l Vorliegen besonderer Um- hen übertragen werden. 1elmenr Ist be-
stände vertreten ass Wer arüber hinaus e1- rücksichtigen, dass diese Gemeinschaften De-

ängere oder kürzere Bestandszeit ordert, reıts eıle bzw. Untergliederungen VON SYO-
ırd IM Einzelfall arlegen mussen, Seren Religionsgesellschaften SINd, die IM-
sıch das Vorliegen der Gewähr der Dauer Aaus$s- rerseılts die Gewähr der Dauer und einen ent-
nahmsweise früher oder spater erweist. ® sprechenden Mıtgliederbestand bieten Inso-
Das religiöse en der Gemeinschafl INUSS fern könnte INan auch dass die Jewel-
eine Sewlsse Intensität aufweisen.‘® Hıerun- lıge selbständige Untergliederung eıner Re-
ter sınd unter anderem regelmäflsige Z lıgionsgemeinschaft der „Bedeutung 1ImM
sammenkünfte der Miıtglieder Gottesdien- öffentlichen en  6 der übergeordneten
sten und anderen Gemeinschaftsveranstal- „Dachorganisation“ partızıplert. /war iıst
tungen verstehen, die als semeıinschafts- auch bei den selbständigen Untergliederun-
bildender Faktor das ZusammengehörI1g- gen eıne Miıtgliederzahl fordern, die einen
keitsgefühl und somıt den Fortbestan der dauerhaften Bestand und eıne langfristige
Gemeinschaft sichern. Dieses Krıterium dürf- Kooperatıon mıt dem aa gewährleistet, Je-
te bei katholischen en keine Verleihungs- doch unter Berücksichtigung ihrer eigenenhürde darstellen, rucC doch ereıits das IrCN- Einbindung In eıne Religionsgemeinschaft.®lıche ecC die seistliche Ausrichtun der Ge: Auch die enge Bindung der Ordensmitglieder
melnschaften In den Mittelpunkt. ‘“ hre Gemeinschafl ist l1er VONn ntsche1-
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tragstellende Gemeinschaft jedenfalls rechts-dender Bedeutung, da sich diese unmittelbar

auf den dauerhaften Bestand der Yrdensge- treu seın muss.® 1es hat das BVerfG® In S@1-
meinschaft auswirkt. Im Gegensatz 2A0 „DIO- NEe  - Zeugen-Jehovas-Urteil

nochmals klargestellt Danach 111USS dieisen  C6 Zugehörigkeit eıner Religionsge-
meinschaft, die oftmals NUur als OSse Mitglied- tragstellende Religionsgemeinschaft die (Ge:
SC. empfunden wird, binden sıch dıe Mıt- währ alur bieten, das eltende eC be-

achten und insbesondere die ihr übertrageneleder VON Ordensgemeinschaften MO Ge-
ul  © Eid oder relig1öses Versprechen auf Dau- Hoheitsgewalt L1UTr 1ImM Einklang mıt den Ver-

er bzw. auf Lebenszeıt hre Gemeinschaft. fassungsrechtlichen und sonstigen SEeSELZ-
ass insoweiıt für en und andere selb- iıchen Bestiımmungen auszuüben. Ihr Verhal-
standıge Untergliederungen VON Religionsge- ten darf die In Art. (9 Abs umschriebe-
meinschaften eın anderer Maisstab anzulegen MenNn fundamentalen Verfassungsprinzıpien, die

dem staatlichen Schutz anvertrauten rund-Ist, ass sich auch AUuUsS$s dem Grundgesetz und
aus dem Zusammenspiel zwischen und rechte Drıtter SOWIE die Grundprinzipien des

des Art ]S Abs 1 WR ableıten Zu freiheitlichen Religions- und Staatskirchen-
den altkorporierten Religionsgesellschaften rec des Grundgesetzes NIC. sefährden.“
1ImM Sınne des Art S Abs WRV sehö- Liegen all diese Voraussetzungen des Art 1830
ren neben den eweıils OCNsSten kirchlichen Abs WRV VOT, hat die antragstellende
Organisationsformen 1ImM Geltungsbereich der Gemeinschaft VOIN Verfassung einen
Verfassung auch die Untergliederungen VOINl serichtlich durchsetzbaren Nspruc. auf
Religionsgesellschaften wWwIe Pfarreien, Kır- Verleihung der Körperschaftsrechte. DIie
chengemeinden und Verbände, die Je für sich ständige Behörde hat w1e siıch AaUS AT 1630
nıemals die oben genannten Mitgliederzah- Abs WRV ergibt keinerlel Ermes-
len aufbringen könnten, denen aber VOINl den sensspielraum WIe auch dıe unbestimmten
Vätern des Grundgesetzes ennoch eine langs- Rechtbegriffe „Religionsgemeinschaf C6 und
rıstıge Kooperationsfähigkeit mıt dem frel- „Gewähr der Dauer“ der uneingeschränkten
eIitlic. demokratischen Rechtsstaat zZuge- richterlichen Kontrolle unterliegen.®‘
esSSseEeIl wurde. Für Art. 137 Abs S WRV,
der direkt Sıa anknüp und diesen fori
ührt, kann nıichts anderes selten rgebnis und Schluss
ass Ordensgemeinschaften 1Im übrigen VeI-

Wıe der Gang der Untersuchung erwlesenlässliche Kooperationspartner des taates
seın können, denen INall, soweılt die übrigen hat, stehen die Rechte aus Art 14() 1.V.m
Voraussetzungen vorliegen, Korporations- Artı 1 Abs WRV wWIe auch aus Art.

Abs In G Arı 140 1.V.m Art. 137 Ahbhsrechte zuerkennen kann, ze1 unter ande-
Yrem der Bestand zahlreicher bayerischer Ab- S 138 Abs WRV MC 1Ur den Kirchen und
teıien als Körperschaften des öffentlichen Religionsgemeinschaften als „Dachorganısa-

tıonen“, also In ihrer 1mM Geltungsbereich desRechts ine fordernde Mindestmitglie-
erzahl bel en ist den konkreten Um- Grundgesetzes vertretenen Ochsten UOrga-
tänden des Einzelfalls entnehmen. nisationsform sondern auch ihren nter-

sliederungen und selbständigen Teilen,
Ungeschrı  en lel denen unzweifelhaft die „Orden“ In ihren

voraussetzungen vielfältigen Erscheinungsformen ehören
Unabdingbare, aber zugleich auch hınrel-

/war nenn das Grundgesetz arüber hinaus chende Voraussetzung alur Ist lediglich,
keine weıteren Verleihungsvoraussetzungen, dass die fragliıchen Untergliederungen „Teil

der Kirche“ sind.jedoch ist weitgehend anerkannt, dass die
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1}
)as Bundesverfassungsgericht hat eıne Y1Ce- den Amtsträgern der Kirche.*! Alle Einrich-
r1ologıe alur entwickelt, wWI1Ie diese eIorder- Lungen und Vereinigungen, al die dieses KrI-
te Zugehörigkeıt ZUT katholischen Kirche De- terıum ZutLr1ı werden als Teıl der atholi-
urteilt werden kann. SO wurde das Grundrecht schen Kırche und somıt ec als Reli-
AaUusS$s Art Abs und NIC. HSG den KIr- S]ıonsgesellschaft 1Im Sinne des AYt 1137 Abs

bezeichnet.““chen, Religions- und Weltanschauungsge-
meılnschaften selbst zugesprochen, sondern amı eıne Einrichtun oder Vereiniıgun In
auch olchen „Vereinigungen, die siıch MC diesem Sinne ‚Religionsgesellschaft“ sein
die allseıtige, sondern 1L1UTr die partielle kann, ist also gefordert, dass s1e „Teıl der KIır-
des relig1ösen oder weltanschaulichen Lebens che  C6 ST Diese Bedingung ist 1Im Fall der Kas
ihrer MitgliederZ Ziel esetzt haben.“®S In tholischen Kirche MC L1UTr dann erfüllt,
diesem Zusammenhang verwelst das Bundes- Wenn eSs sich verfassungsrechtliche Glie-
verfassungsgericht usdrücklı auch auf die derungen der katholischen Kirche WIe z
rden, die als Vereinigungen eingestuft WEel- Pfarreien handelt, sondern auch dann, Wenn
den, dıie organisatorisch oder nstitutionell ntweder eine nstitutionelle Verbindung muıt
mıt den Kirchen verbunden Sind. Gefordert der Kırche esteht oder Wenn Insoweiılt eıne
ird €1 NIC: die organısatorische Einglie- Übereinstimmung mıt der Zielsetzung der
derung ın die katholische Kırche, das en Kirche esteht, dass wenıgstens eın Teil der-
dass die fragliche Einrichtun oder Vereıini- selben angestrebt oder verwirklicht wIird. EK1-
gung NIC: den Verfassungsebenen der Ka- Ne Unterstellung olcher „Teile“ unter dıe
tholischen Kirchen zählen MUSS, sondern „Kirchenverwaltung“, daselunter die hlie-
wıird ntweder eıne nstıtutionelle Verbindung rarchische Leıtungsautorität der Kırche, wırd
mıt der Kirche oder aber eıne Übereinstim- ausdrücklic MC seforder' DIie Orde-
mung In der sgemeınsamen Zielsetzun De- rung nach eıner nstitutionellen Verbindung
fordert.® Im ID auf die Inanspruch- ass aber erkennen, dass eıne solche Verbin-
nahme des Selbstbestimmungsrechts aus Art dung mıt der Kirche MC 1L1UTr einseıltig VON
140 1.V.m Arı 137 Abs pricht das Seıten der fraglichen Einriıchtun oder Ver-
Bundesverfassungsgericht anknüpfend die einıgung reklamiert werden und ebenso w_
Von ihm festgelegte Krıteriologie VOINl „der Kır- nıg rein intentional se1ın kann, sondern dass
che In bestimmter WeiIise zugeordneten KIn- s1e auf einer objektiven Grundlage eruhen
rıchtungen ohne Rücksicht auf hre Rechts- 1L1USS Für die „Orden“ In ihren vielfältigen
form, die] ach kirchlichem elIbstwer- Erscheinungsformen sind diese Vorausset-
tändnis ihrem ‚WeC oder ihrer Aufgabe ent- zungen nach kirchlichem Selbstverständnis,
sprechend erufen sind, eın ucCAuftrag der das VOT em In der Seltenden kiırchlichen
Kırche In dieser Welt wahrzunehmen und Rechtsordnun ZU USAruC ommt, ZWEI1-
erfüllen.‘“?9 Wiederum 1ImM IMI auf Art eisoAhnne egeben Insofern kann 1ImM Rückgriff
140 1IXM Art. | Abs nenn das auf die VOIN Bundesverfassungsgericht ent-
Bundesverfassungsgericht In seiner Ntische1l- WICKelTte Kriteriologie SOWIEe auf das eltende
dung VOM als „Ma  ebendes Kr1- Kirchenrech für die „Orden“ ohne ede FEın-
terıum für die Zuordnung einer Einriıchtun schränkung belegt werden, dass S1e „Teıl der
ZUM Kırche]  Das Bundesverfassungsgericht hat eine Krite-  den Amtsträgern der Kirche.° Alle Einrich-  /  riologie dafür entwickelt, wie diese geforder-  tungen und Vereinigungen, auf die dieses Kri-  te Zugehörigkeit zur katholischen Kirche be-  terium zutrifft, werden als Teil der katholi-  urteiltwerden kann. So wurde das Grundrecht  schen Kirche und somit zu Recht als Reli-  aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG nicht nur den Kir-  gionsgesellschaft im Sinne des Art. 137 Abs. 3  WRV bezeichnet.®  chen, Religions- und Weltanschauungsge-  meinschaften selbst zugesprochen, sondern  Damit eine Einrichtung oder Vereinigung in  auch solchen „Vereinigungen, die sich nicht  diesem Sinne „Religionsgesellschaft“ sein  die allseitige, sondern nur die partielle Pflege  kann, ist also gefordert, dass sie „Teil der Kir-  des religiösen oder weltanschaulichen Lebens  che“ ist. Diese Bedingung ist im Fall der ka-  ihrer Mitglieder zum Ziel gesetzt haben.“88 In  tholischen Kirche nicht nur dann erfüllt,  diesem Zusammenhang verweist das Bundes-  wenn es sich um verfassungsrechtliche Glie-  verfassungsgericht ausdrücklich auch auf die  derungen der katholischen Kirche wie etwa  Orden, die als Vereinigungen eingestuft wer-  Pfarreien handelt, sondern auch dann, wenn  den, die organisatorisch oder institutionell  entweder eine institutionelle Verbindung mit  mit den Kirchen verbunden sind. Gefordert  der Kirche besteht oder wenn insoweit eine  wird dabei nicht die organisatorische Einglie-  Übereinstimmung mit der Zielsetzung der  i  derung in die katholische Kirche, das heißt,  Kirche besteht, dass wenigstens ein Teil der-  dass die fragliche Einrichtung oder Vereini-  selben angestrebt oder verwirklicht wird. Ei-  gung nicht zu den Verfassungsebenen der ka-  ne Unterstellung solcher „Teile“ unter die  tholischen Kirchen zählen muss, sondern es  „Kirchenverwaltung“, das heißt unter die hie-  wird entweder eine institutionelle Verbindung  rarchische Leitungsautorität der Kirche, wird  mit der Kirche oder aber eine Übereinstim-  ausdrücklich nicht gefordert.® Die Forde-  mung in der gemeinsamen Zielsetzung ge-  |  rung nach einer institutionellen Verbindung  fordert.® Im Hinblick auf die Inanspruch-  lässt aber erkennen, dass eine solche Verbin-  nahme des Selbstbestimmungsrechts aus Art.  dung mit der Kirche nicht nur einseitig von  140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV spricht das  Seiten der fraglichen Einrichtung oder Ver-  Bundesverfassungsgericht anknüpfend an die  einigung reklamiert werden und ebenso we-  von ihm festgelegte Kriteriologie von „der Kir-  nig rein intentional sein kann, sondern dass  che in bestimmter Weise zugeordneten Ein-  sie auf einer objektiven Grundlage beruhen  richtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechts-  muss. Für die „Orden“ in ihren vielfältigen  form, ... [die] nach kirchlichem Selbstver-  Erscheinungsformen sind diese Vorausset-  ständnis ihrem Zweck oder ihrer Aufgabe ent-  zungen nach kirchlichem Selbstverständnis,  sprechend berufen sind, ein Stück Auftrag der  das vor allem in der geltenden kirchlichen  Kirche in dieser Welt wahrzunehmen und zu  Rechtsordnung zum Ausdruck kommt, zwei-  erfüllen.“%® Wiederum im Hinblick auf Art.  felsohne gegeben. Insofern kann im Rückgriff  140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV nennt das  auf die vom Bundesverfassungsgericht ent-  Bundesverfassungsgericht in seiner Entschei-  wickelte Kriteriologie sowie auf das geltende  dung vom 25.03.1980 als „maßgebendes Kri-  Kirchenrecht für die „Orden“ ohne jede Ein-  terium für die Zuordnung einer Einrichtung  schränkung belegt werden, dass sie „Teil der  zur Kirche ... nicht etwa die Zugehörigkeit  Kirche“ sind und somit dem Begriff der „Re-  der Kirchenverwaltung; es genügt vielmehr,  ligionsgemeinschaft“ unterfallen.  dass die in Frage stehende Einrichtung der  Im Hinblick auf die Verleihung der Körper-  Kirche so nahe steht, dass sie teilhat an der  schaftsrechte folgt daraus, dass die „Orden“,  Verwirklichung eines Stücks Auftrag der Kir-  sofern die übrigen Voraussetzungen des Art.  che ... im Einklang mit dem Bekenntnis der  137 Abs. 5 S. 2 WRV gegeben sind, einen  Christlichen Kirche und in Verbindung mit  Rechtsanspruch auf die Verleihung der Kör-  3MC etwa die Zugehörigkeit Kirche“ siınd und somıt dem Begrıff der „Re-
der Kırchenverwaltung; genugt vielmehr, lıg1ionsgemeinschaft“ unterliallen
dass die In Ya stehnende Einrichtun der Im INDIIC auf die Verleihung der KÖörper-
Kirche ahe sSte. dass S1e eilhat der schaftsrechte daraus, dass die „Orden“,
Verwirklichung elınes Stücks Auftrag der Kır- sofern die übrigen Voraussetzungen des Art
che]  Das Bundesverfassungsgericht hat eine Krite-  den Amtsträgern der Kirche.° Alle Einrich-  /  riologie dafür entwickelt, wie diese geforder-  tungen und Vereinigungen, auf die dieses Kri-  te Zugehörigkeit zur katholischen Kirche be-  terium zutrifft, werden als Teil der katholi-  urteiltwerden kann. So wurde das Grundrecht  schen Kirche und somit zu Recht als Reli-  aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG nicht nur den Kir-  gionsgesellschaft im Sinne des Art. 137 Abs. 3  WRV bezeichnet.®  chen, Religions- und Weltanschauungsge-  meinschaften selbst zugesprochen, sondern  Damit eine Einrichtung oder Vereinigung in  auch solchen „Vereinigungen, die sich nicht  diesem Sinne „Religionsgesellschaft“ sein  die allseitige, sondern nur die partielle Pflege  kann, ist also gefordert, dass sie „Teil der Kir-  des religiösen oder weltanschaulichen Lebens  che“ ist. Diese Bedingung ist im Fall der ka-  ihrer Mitglieder zum Ziel gesetzt haben.“88 In  tholischen Kirche nicht nur dann erfüllt,  diesem Zusammenhang verweist das Bundes-  wenn es sich um verfassungsrechtliche Glie-  verfassungsgericht ausdrücklich auch auf die  derungen der katholischen Kirche wie etwa  Orden, die als Vereinigungen eingestuft wer-  Pfarreien handelt, sondern auch dann, wenn  den, die organisatorisch oder institutionell  entweder eine institutionelle Verbindung mit  mit den Kirchen verbunden sind. Gefordert  der Kirche besteht oder wenn insoweit eine  wird dabei nicht die organisatorische Einglie-  Übereinstimmung mit der Zielsetzung der  i  derung in die katholische Kirche, das heißt,  Kirche besteht, dass wenigstens ein Teil der-  dass die fragliche Einrichtung oder Vereini-  selben angestrebt oder verwirklicht wird. Ei-  gung nicht zu den Verfassungsebenen der ka-  ne Unterstellung solcher „Teile“ unter die  tholischen Kirchen zählen muss, sondern es  „Kirchenverwaltung“, das heißt unter die hie-  wird entweder eine institutionelle Verbindung  rarchische Leitungsautorität der Kirche, wird  mit der Kirche oder aber eine Übereinstim-  ausdrücklich nicht gefordert.® Die Forde-  mung in der gemeinsamen Zielsetzung ge-  |  rung nach einer institutionellen Verbindung  fordert.® Im Hinblick auf die Inanspruch-  lässt aber erkennen, dass eine solche Verbin-  nahme des Selbstbestimmungsrechts aus Art.  dung mit der Kirche nicht nur einseitig von  140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV spricht das  Seiten der fraglichen Einrichtung oder Ver-  Bundesverfassungsgericht anknüpfend an die  einigung reklamiert werden und ebenso we-  von ihm festgelegte Kriteriologie von „der Kir-  nig rein intentional sein kann, sondern dass  che in bestimmter Weise zugeordneten Ein-  sie auf einer objektiven Grundlage beruhen  richtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechts-  muss. Für die „Orden“ in ihren vielfältigen  form, ... [die] nach kirchlichem Selbstver-  Erscheinungsformen sind diese Vorausset-  ständnis ihrem Zweck oder ihrer Aufgabe ent-  zungen nach kirchlichem Selbstverständnis,  sprechend berufen sind, ein Stück Auftrag der  das vor allem in der geltenden kirchlichen  Kirche in dieser Welt wahrzunehmen und zu  Rechtsordnung zum Ausdruck kommt, zwei-  erfüllen.“%® Wiederum im Hinblick auf Art.  felsohne gegeben. Insofern kann im Rückgriff  140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV nennt das  auf die vom Bundesverfassungsgericht ent-  Bundesverfassungsgericht in seiner Entschei-  wickelte Kriteriologie sowie auf das geltende  dung vom 25.03.1980 als „maßgebendes Kri-  Kirchenrecht für die „Orden“ ohne jede Ein-  terium für die Zuordnung einer Einrichtung  schränkung belegt werden, dass sie „Teil der  zur Kirche ... nicht etwa die Zugehörigkeit  Kirche“ sind und somit dem Begriff der „Re-  der Kirchenverwaltung; es genügt vielmehr,  ligionsgemeinschaft“ unterfallen.  dass die in Frage stehende Einrichtung der  Im Hinblick auf die Verleihung der Körper-  Kirche so nahe steht, dass sie teilhat an der  schaftsrechte folgt daraus, dass die „Orden“,  Verwirklichung eines Stücks Auftrag der Kir-  sofern die übrigen Voraussetzungen des Art.  che ... im Einklang mit dem Bekenntnis der  137 Abs. 5 S. 2 WRV gegeben sind, einen  Christlichen Kirche und in Verbindung mit  Rechtsanspruch auf die Verleihung der Kör-  31ImM ınklan mıt dem Bekenntnis der 185 Abs WRV egeben SINd, einen
christlichen Kirche und In Verbindung mıt Rechtsanspruch Aul dıe Verleihung der KÖOÖT-
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D
perschaftsrechte besitzen. Dieser nNspruc öffentlıchen Rechts esıtzt, In eıne wirtschaftlicheesteht für den esamten Geltungsbereich der strukturelle KrIise, Ist eın staatliches Kın-
des Grundgesetzes sreifen 1ImM Wege der Aufsicht des kirchlichen
Landesgesetze, welche dıe Verleihung der Selbstbestimmungsrechts dus verfassungsrecht-

lıchen Gründen ausgeschlossen. Als einzıge and-Körperschaftsrechte Religionsgemeın- lungsmöglichkeit des Staates omMmMm der KEntzugSchaiten und hre Untergliederungen näher der Körperschaftsrechte In Betracht. Hierfür bedarf
konkretisieren, mussen sich Art. 140 jedoch einer gesetzlıchen Grundlage.“
Va Art. 137 Abs WRV essell las- Nicht ausdrücklich reflektiert wird In diesem ZANE
SC  S Dem hält jedoch das bayerische Ande- sammenhang dıe Tatsache, ass eıne solche Aufla-
rungsgesetZ Z Kirchensteuergesetz, das De eıinen schwerwiegenden Eingriff In das Srund-

VOIN bayerischen Landtag hbe- gesetzlich geschützte Selbstbestimmungsrecht der
„Orden“ darstellt.schlossen wurde, ereıits eshalb MCan
Begründung des Gesetzentwurfes durch aatsmı-weil CS die Verleihung der Körperschafts-

rechte „Orden“ emArt 1L3 Abs nıster Siegfried Schneider 1M Bayerischen Landtag
0.5.2005, 3075 Vgl uch A 49 Abs

WRV — In das Ermessen der Behörde stellt Nr. BayVwViG
und eıne Verbindung des statusbegründen- Vgl Bayerischer Landtag, 15 Wahlperiode, YUCK-den Verwaltungsaktes mıt Auflagen vorsieht. sache D

I
Prof. Dr C0 erıber' Hallermann Vgl Bayerischer Landtag, Wahlperiode, Druck-

sache D/katholisches Kirchenrecht der Uniwersita
13 Vgl Bayerischer Landtag, 15 Wahlperiode, Druck-Ürzburg. Br Dr ZIUF. OAC: Heckel OSB ist

sache /DBenediktiner derelMünsterschwarzach.
14 Vgl Isensee, J, Wer definiert die Freiheitsrechte,

Heidelberg 1980, OL, der darauf nhınwelst, Aass
sich das Selbstverständnıis der Kirche danach be-B  amBayerischer Landtag, 15 Wahlperiode, Drucksache
m1sst, Was hlierzu VonNn autorisierter nstanz(5/4365
Lragen wird; ebenso Hollerbach, ÄA., In Isensee,

KirchStG 1.d VOININ 1020, J./Kirchhof, P Band VI, Heidelberg 1989,
ay. 220-4-UK), uletzt eänder UK Gesetz 158, R7zZ 95; BVerfGE 24, 230, DE
VOIN GVBI 1002 Vgl hierzu Sebott, R Ordensrecht. Kommentar
Begründung des Gesetzentwurfes durch aatsmı- den 573-746 des eX lurıs Canonıicı, Yank-
nıster Siegfried Schneider Im Bayerischen Landtag furt/Maın 1995,

0.5.2005, 3075
Vgl hierzu dıe einschlägıigen Verzeichnisse S In

Vgl BVerfGE 06, NJW 1984, 2401 Heimerl, H./Pree, . Handbuch des Vermögens-
Entsprechen: hat auch der Bundesgesetzgeber e1- rechts der katholischen Kirche, Regensburg 1993,

9928 {f. der In der jeweils aktuellen Ausgabe des
Regelung der Insolvenz(un)fähigkeıt der Kır- Adressbuch für das katholische Deutschland,chen In InsO für entbehrlich gehalten, wıe der

VOI Sekretarıla: der Deutschen BischofskonferenzBegründung des Rechtsausschusses 1L nsO
17/1M entsprechenden Gesetzgebungsverfahren Vgl Johannes Paul 8 Apostolische onstıitution

entnehmen Ist, vgl Hess, H/ Weıs, J1enberg, Sacrae disciplinae eges, 1n Codex lurıs Canonicı
R Insolvenzordnung, Aufl., Heidelberg 2001, lateinisch-deutsch, Aufl., Kevelaer 2001,
12, Rz X Uhlenbruck, W., Insolvenzordnung, 12
Aufl München 2003, Z Rz m.w.N.

Vgl AS- A
Vgl RBVerfGE 06, NJIW 1984, 2401 19 Vgl hierzu auch 9(/9, I82, 584 und 589 1V
Vgl Uhlenbruck, W7 Insolvenzordnung, Aufl Z CI
München 2003, 1 9 Rz m.w.N

Vgl 634 j 635 e 718 und (41 1.V.m.
Vgl Bayerischer Landtag, 15 Wahlperiode, YUCK- 116 CI
sache D/ era| eıne Kirche, Reli- Z Vgl 116 und 301 CIgionsgemeinschaft der weltanschauliche (Gemeıln-
schaft, dıe dıe Eigenschaft eıner Körperschaft des Vgl 635 e N und 1254 C®
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D
Vgl 593-595 CIC[?V€ oth, B Grundgesetz für dıe Bundesrepublik

Deutschland, Kommentar, Aufl., München 2004,24 Vgl. Pieroth, B./Görisch, C., JuS 2002, 5. 937 1. m.w.N.; ro  D  IMSArt. 1E WRV, Rz m.w.N., sınd Art. 130 Abs bisKorioth, S! In: Maunz, T/Dürig, G7 Grundgesetz, WRV In der In Art. Abs und garantıer-Kommentar, München (4d4 Erg.Lief., Febr. 2005),
137 WRYV, RzZ Sachs, M., Grundgesetz, KOMm-

ten Glaubensfreiheit enthalten. Insbesondere für
Art 137 Abs ist 1es jedoch umstrıitten Zummentar, Aufl., München 1999, Art. 140, R7Z Verhältnis des Art. 137 Abs AA Grundrecht

25 Ebenso Koriloth, D, In: Maunz, T./Dürig, G., Grund- der Religionsfreiheit vgl Jeand  Heur, B./Korioth,
SeselZ, Kommentar, München (44 Erg.Lief., Febr. S 9 Grundzüge des Staatskirchenrechts, Stuttgart
2009), Art. 137 WRV, Rz 2000, 134-136 Das BVerfG äuflsert siıch hierzu In

26 Vgl etiwa 369 und 515 GIE
BVerfGE 42, S 992 9 366, 401 folgenderma-
isen „DIe (Garantıe freier Ordnung und Verwaltung
der eigenen Angelegenheiten (Art. 137 Abs WRV)AI Vgl Korioth, S! In Maunz, 1./Dürıg, G) Grundgesetz, erweılst SICH als notwendige, wenngleich rechtlichKommentar, München (44 Erg.Lief., Febr. 2005),

11357 WRYV, Rz 1 ‘9 Jeand'  Heur, B./Korioth, SY YTund- selbständige Gewährleistung, die der reınel des ı ü  16 — —II
zuge des Staatskirchenrechts, u  al 2000, (3 f religiösen Lebens und Wirkens der Kıirchen und Re-

liıgionsgemeinschaften dıe ZUT Wahrnehmung die-1llmanns, R DOV 1999, 441, A4dAd
SCcT Aufgaben unerlässliche Freiheit der Bestim- a  —S28 Zur Qualifizierung der Scientology-Church vgl Je- mung ber Organısatıon, Normsetzung und Ver-

and’Heur, B./Korioth, S Grundzüge des Staatskir- waltung hinzufügt.“
chenrechts, Stuttgart 2000, 78-80 m.w.N.

BVerfGE 406, (2Q Vgl Poscher, R Der aat, 39 2000), 49, 5() f BVerfGE 24, 236, DETillmanns, R., DOV 1999, 44 1, 445
30 Vgl Poscher, R Der aat, 30 2000), 49-6 7 So Hollerbach, A,;, In Isensee, J./Kırchhof, ra

Band VL Heidelberg 1989, 138 Rz 2
BVerfGE O5 341, S 355

Vgl Campenhausen, Staatskirchenrecht, A’32 Während das BVerfG und die Art. SW Abs München 1996, 195; Korioth, Sr In Maunz,
als Bestandtei des Grundrechts der Reli- T./Dürıig, G Grundgesetz, Kommentar, München

gionsfreiheit ansehen und Art. 1 Abs WRV da- (44 Erg.Lief., Febr. 2005), Art. 137 WRYV, Rz 19;
mıt weitgehend rein deklaratorischer atur ist, Muckel, S y In 15 J./Pırson, D HbStKirchR,
wird In der Rechtslehre uch vertreten, Art. 137 Band [} Aufl Berlin 1994, 827, 834
Abs als lex speclalıs Art. Abs 8 Vgl Jarass, Rl.; InN: Jarass, H./Pıeroth, B., Grundge-verstehen, vgl aChAs, M., Grundgesetz, Kom-
mentar, Aufl., München 1999, Art. SW WRV, Rz Seiz für die Bundesrepublik Deutschland, Kom-

m.w.N.; Jeand’Heur, B./Korioth, S Grundzüge mentar, Aufl München 2004, Art. 4, Rz 19 f.,
Art. Rz f achs, M., Grundgesetz, Kom-des Staatskiırchenrechts, Stuttgart 2000, ( Con-

rıng, H.- Korporatıve Religionsfreiheit In Euro- mentar, Aufl., München 1999, Art. 140, Rz SM Art.
Dd, Frankfurt 1998, Z S0 WRV, Rz
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34 Vgl Hollerbach, A., In Isensee, J./Kirchhof, ,
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62D3 Vgl Friesenhahn, s In: Friesenhahn, E./Scheuner, Hollerbach, A,, ın Isensee, J./Kirchhof, A
U! HbStKirchR, Bd I! Aufl., Berlin 197/4, 545 Band VI, Heidelberg 1959, 138, RzZ 135 spricht
556 m.w.N.; Campenhausen, A, In an:  o insoweıt VOIN eiınem fordernden „Mindestmafs

Amtlichkeit“H./Kleın, F.' Art. 197 WRV, \A D3
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xikon für Kirchen und Staatskirchenrecht, 3) ligionsgemeinschaften 1ImM Staatskirchenrecht der
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A Hannover, KirchE A, 28, 36 30-60 Jahre) che Vermögensrecht verpflichtet die Vermögens-
Vgl Held, G DIie kleinen öffentlich-rechtlichen Re- verwalter ausdrücklich dazu, dıe einschlägigen Vor-
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